. 


Geſetz— Sammlung | 
für die 


Königliben Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 32 — 


(Fr. 8059.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Januar 1872., betreffend den Fortbeſtand des der 
Pommerſchen Hypotheken-Aktienbank zu Cöslin unter dem 1. Oktober 1866. 
ertheilten Privilegiums zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Papiere 
auch unter den durch den am 1. Juni 1870. von der Generalverſammlung 
beſchloſſenen zweiten Statutnachtrag bezeichneten Aenderungen. 


1 Bericht vom 31. Dezember v. J. genehmige Ich, bei Rückgabe 
des Statuts der Pommerſchen Hypotheken⸗Aktienbank, des unter dem 9. No⸗ 
vember 1867. von Mir genehmigten erſten Nachtrages, ſowie des jetzt beſchloſſenen 
zweiten Nachtrages zu demſelben, daß das der genannten Geſellſchaft unter dem 
1. Oktober 1866. ertheilte Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender 
Papiere auch unter den durch den zweiten Nachtrag bezeichneten Statut⸗Aende⸗ 
rungen fortbeſtehen bleibe, vorausgeſetzt, daß die Eintragung der letzteren in das 
Handelsregiſter demnächſt unbeanſtandet erfolgt. 


Berlin, den 3. Januar 1872. 
Wilhelm. 


| Gr. v. Itzenplit. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten, den Miniſter des Innern und den 
Finanzminiſter. 


Jahrgang 1872. (Nr. 8059.) 75 Zweiter 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Juli 1872. 
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Zweiter Nachtrag 


zu dem am 1. Oktober 1866. landesherrlich genehmigten Statut der 
Pommerſchen Hypotheken⸗Aktienbank zu Coͤslin. 


1. Zuſatz zum 1. Abſatz des $. 24. des Statuts der Pommerſchen Hypo⸗ 


R 24. Januar 1865. 
theken⸗Aktienbank vom I. Dflober 1866. 


Statt des erſten Abſatzes tritt folgender Satz: 

Die Verminderung der emittirten Hypothekenbriefe geſchieht ent⸗ 
weder durch Ankauf oder durch Einlöſung nach vorgängiger Beſtimmung 
durch das Loos. Die Einlöſung darf nicht unter dem Nennwerthe, ſie 
kann aber mit einem Zuſchlage, welcher 20 Prozent des Nennwerthes 
nicht überſteigen darf, erfolgen. 

2. Zuſatz zu §. 13. des Statuts der Pommerſchen Hypotheken⸗Aktienbank 


vom mn 1865 und des Nachtrages vom 9. November 1867. 


ad a. Einſchließlich der vorangehenden Verpflichtungen können 
Liegenſchaften auch bis zu 3 des durch landſchaftliche Taxen ermittelten 
Extragswerthes beliehen werden. 


ad b. In Städten, in welchen die Verſicherung der Gebäude bei 
öffentlichen Feuerſozietäten vorgeſchrieben ift, dürfen indeſſen hypothekariſche 
Darlehne auch bis zu 3 derjenigen Summe bewilligt werden, mit welcher 
die verpfändeten Gebäude gegen Feuersgefahr verſichert ſind. 

3. Abänderung der im §. 26. Nr. 2. des Statuts der Pommerſchen 
Hypotheken - Aktienbank vom I. Sia 1806 bedingten Vorſchriften über Annahme 
von Depoſiten: 

Statt der Worte: „wenigſtens 6 monatliche Kündigungsfriſt / 
ſoll vielmehr geſetzt werden: 
⸗wenigſtens 3 monatliche Kündigungsfriſt.⸗ 


Vor⸗ 


N r ĩ˙ ˙—ô⁰¹ꝛeüm ̃²ĩ , ̃—̃ ! 7], ,] ]‚⏑ßÜ.— Zur Zn an al nn a ,. 
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Vorſtehender Allerhöchſter Erlaß nebſt dem zweiten Statutnachtrage der Pom⸗ 
merſchen Hypotheken Aktienbank zu Cöslin werden mit dem Bemerken bekannt 
gemacht, daß die Eintragung des letzteren in das Handelsregiſter unbeanſtandet 
erfolgt iſt, und daß die Bekanntmachung auch durch das Amtsblatt der Regie⸗ 
rung zu Cöslin erfolgen wird. 


Berlin, den 14. Juli 1872. 


Nen Spin ze Der Miniſter für Der Miniſter fuͤr r 
115 Er Handel; Gewerbe und die landwirthſchaft— 1 
öffentliche Arbeiten. lichen Angelegenheiten. m 


Im Auftrage: Im Auftrage: Im Auftrage: Im Auftrage: 
v. Klützow. Jacobi. Greiff. Wollny. 


(Nr. 8060.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Juni 1872., betreffend den Tarif, nach welchem 
die Abgaben für die Benutzung der Hafenanlagen zu Aaröſund im Kreiſe 
Hadersleben des Regierungsbezirks Schleswig zu erheben ſind. 


. mittelft Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 16. d. M. Mir vorgelegten 
Tarif zur Erhebung der Abgaben für die Benutzung der Hafenanlagen zu Aarö⸗ 
ſund im Kreiſe Hadersleben des Regierungsbezirks Schleswig ſende Ich Ihnen 
von Mir vollzogen zur weiteren Veranlaſſung hierneben zurück. 


Ä Dieſer Erlaß ift mit dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zu ver 
öffentlichen. b 


Schloß Babelsberg, den 17. Juni 1872. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und der Finanzen. 


(Nr. 8059-8060.) 75° Tarif 


Tarif, 


nach welchem die Abgaben für die Benutzung der Hafenanlagen zu 
Aaröſund im Kreiſe Hadersleben des Regierungsbezirks Schleswig 
zu erheben ſind. 


Vom 17. Juni 1872. 


Es wird entrichtet von den im Hafen von Yardfund verkehrenden Schiffs⸗ 


fahrzeugen: 
I. von ſechs Tonnen (120 Ztr.) Tragfähigkeit und darunter wenn ſie be⸗ 
laden ſind: 
r! ˙·» ee 2 Sgr. 
e ea LE 8 


für jedes Fahrzeug. 

Anmerkung. Fahrzeuge der vorſtehend unter 1. bezeichneten Art bleiben 
von der Abgabe befreit, wenn ſie leer oder geballaſtet oder nur mit 
Gegenſtänden der unten unter b. der Ausnahmen bezeichneten Art 
beladen find; 

II. von mehr als ſechs Tonnen (120 tr.) Tragfähigkeit, 
a) wenn ſie beladen ſind: 


r a lan Res 3 Sgr. 

..... ⅛˙— . A NR N 
b) wenn ſie Ballaſt führen oder leer ſind: 

f.. a ĩͤ he 14 Sgr. 

ER ͤ ß ER EUREN 2 2 12 


für jede 2 Tonnen der Tragfähigkeit. 


Ausnahmen. 
Schiffe, deren Ladung 
a) im Ganzen das Gewicht von 40 Zentnern nicht überſteigt, oder 


b) bei einer Tragfähigkeit von mehr als ſechs Tonnen (120 Str.) ausſchließ⸗ 
lich in Dachpfannen, Dachſchiefer, Cement, Bruch ⸗, Cement 3 
yps / 


3 u 
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Gyps-, Kalk-, Mauer-, Pflafter- oder Ziegelſteinen aller Art, thönernen 
Drains, Kreide, Thon- oder Pfeifenerde, Seegras, Sand, Brennholz, 
Torf, Steinkohlen, Koaks, Rohſchwefel, Salz, Heu, Stroh, Dachreth, 
natürlichem oder künſtlichem Dünger oder friſchen Fiſchen befteht, 
haben das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu entrichten. 


Befreiungen. 


Von Entrichtung des Hafengeldes ſind ſowohl für den Eingang als für 
den Ausgang befreit: 


1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen um Fracht 
zu ſuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaffen; 

2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
wegen Eisgangs, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle Fahrzeuge, 
welche nur um Erkundigungen einzuziehen oder Ordres in Empfang zu 
nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben, ohne Ladung gelöſcht 
oder eingenommen zu haben, wieder verlafjen; 

3) Fahrzeuge von 80 Tonnen oder weniger Tragfähigkeit, wenn ſie auf der 
Fahrt nach einem anderen Hafen des Deutſchen Bundesgebietes in den 
Aaröſunder Hafen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um daſelbſt eine 
den zehnten Theil ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende Beiladung zu 
löſchen oder einzunehmen; 

4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten Schiffen oder in 
Noth befindlichen Schiffen aus⸗ oder eingehen, wenn fie nicht zum Löſchen 
oder Bergen von Strandgütern verwendet werden, 

5) Leichterfahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff ſelbſt die Hafenabgabe entrichtet 

6) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum find, oder lediglich für Staats⸗ 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch im letzteren Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen / 

7) alle Lootſenfahrzeuge, ſoweit fie nur ihrem Zwecke gemäß benutzt werden; 


8) Böte, welche zu den der Abgabe unterliegenden Schiffen gehören, ſowie 
allgemein alle kleinen Fahrzeuge bis zu zwei Tonnen Tragfähigkeit; 


9) Fahrzeuge im Verkehr zwiſchen Bewohnern der Inſel Aarö und Aaröfund; 


10) Fahrzeuge, welche Steine aus dem Meeresgrund oder von der Küſte ge⸗ 
ſammelt einbringen, jedoch nur für den Eingang; inſofern fie den 98 
leer oder geballaſtet wieder verlaſſen, auch für den Ausgang; 

11) alle Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden; 


12) die zwiſchen Aaröſund und Aſſens kurſirenden Fährfahrzeuge. 
(Nr. 8060.) Us 
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Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1) Bei Berechnung der Tragfähigkeit Behufs Erhebung der unter II. des 
Tarifs und der Ausnahme b. feſtgeſtellten Abgabe werden überſchießende 
Beträge von Einer Tonne oder mehr für volle zwei Tonnen gerechnet, 
Bruchtheile der Tonnen dagegen außer Berechnung gelaſſen. 


2) Diejenigen Schiffe, welche nicht in den Hafen gehen, ſondern am Hafen⸗ 
damm außerhalb des Hafens anlegen und die dortigen Pfähle benutzen 
um zu löſchen, zu laden, zu kielholen oder zu kalfatern, haben das 
Hafengeld in derſelben Weiſe zu entrichten, als wenn ſie in den Hafen 
ſelbſt gegangen wären. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 17. Juni 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 8061.) 


Sr 


(Nr. 8061.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1872. betreffend den Bau und die künftige 
Verwaltung der Eiſenbahnen von Tilſit nach Memel mit feſter Ueber- 
brückung des Memel bei Tilſit, von Bebra nach Friedland nebſt einer 
Zweigbahn von Niederhone nach Eſchwege, von Harburg nach Stade, 
von Arnsdorf nach Gaſſen und von Eſchhofen nach Camberg, ſowie die 
Anwendung des Expropriationsrechts auf die zur Ausführung dieſer 
Eiſenbahnen erforderlichen Grundſtücke und des Rechts zur vorüber 
gehenden Benutzung fremder Grundſtücke. 


Au Ihren Bericht vom 23. Juni d. J. ermächtige Ich Sie, den Bau und 
die künftige Verwaltung der durch das Geſetz vom 25. März d. J. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1872. S. 288.) zur Ausführung für Rechnung des Staates ge⸗ 
nehmigten Eiſenbahnen, und zwar: 1) der Eiſenbahn von Tilſit nach Memel 
mit feſter Ueberbrückung des Memel bei Tilſit der Direktion der Oſtbahn, 2) der 
Eiſenbahn von Bebra nach Friedland nebſt einer Zweigbahn von Niederhone 
nach Eſchwege der Eiſenbahndirektion zu Caſſel, 3) der Eiſenbahn von Harburg 
nach Stade der Eiſenbahndirektion zu Hannover, 4) der Eiſenbahn von Arnsdorf 
nach Gaſſen der Direktion der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn hierſelbſt 
und 5) der Eiſenbahn von Eſchhofen nach Camberg der Eiſenbahndirektion zu 
Wiesbaden zu übertragen. Die gedachten Direktionen ſollen auch hinſichtlich der 
ihnen übertragenen Bauausführung und Verwaltung alle Rechte und Pflichten 
einer öffentlichen Behörde haben. Zugleich beſtimme Ich, daß für die vorbe⸗ 
zeichneten Eiſenbahnen das Recht zur Expropriation derjenigen Grundſtücke, welche 
zur Bauausführung nach den von Ihnen feſtzuſtellenden Bauplänen erforderlich 
find, ſowie zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke nach den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zur Anwendung kommen ſoll. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 24. Juni 1872. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 8061.) | Ber 


* 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
find bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 29. Mai 1872. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Flatower Kreiſes im 
Betrage von 40,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Marienwerder vom 3. Juli 1872. Nr. 27. S. 117/118. 
ausgegeben am 4. Juli 1872. 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 3. Juni 1872. wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Greifswald zum Betrage 
von 800,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Stralſund vom 20. Juni 1872. Nr. 25. S. 128/129. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


